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I. Weiterentwicklung der Infrastruktur im Bereich der Vollstationären 
Pflege 

 
1. Vereinbarung auskömmlicher Vergütungen für den Entgeltzeitraum 2023 

vor dem Hintergrund extremer Unsicherheit hinsichtlich der zu erwarten-
den Kostensteigerungen 

 
Die Vereinbarung angemessener und auskömmlicher Entgelte in der Vollstationären Pflege 
gestaltete sich für den Vergütungszeitraum 2023 außerordentlich schwierig: Wenngleich sich 
SPG und Kostenträger auch für den Entgeltzeitraum 2023 auf das seit Jahren praktizierte 
verwaltungsökonomisch effiziente Verfahren der verbandsweise geführten „Gebündelten 
Einzelverhandlungen“ verständigen konnten, so waren die Verhandlungen für den Pflegesatz-
zeitraum 2023 geprägt durch ein extrem hohes Maß an Unsicherheit hinsichtlich der bei der 
Entgeltkalkulation zugrunde zu legenden Eckdaten. 
 
Neben dieser Prognoseunsicherheit ergab sich darüber hinaus die Problematik, dass die sich 
im Jahr 2022 abzeichnende überproportionale Preissteigerung im Pflegesatzverfahren für 
das Jahr 2022 in dieser Höhe nicht berücksichtigt wurde; dies hatte zur Konsequenz, dass 
sich für die Stationären Altenhilfeeinrichtungen im Pflegesatzzeitraum 2022 bei den aktuellen 
Pflegesätzen eine Refinanzierungslücke ergab. 
 
Insbesondere die sich im Jahr 2022 entwickelnde überproportionale Steigerung der 
Energiekosten begründete kurzfristigen Handlungsbedarf im Bereich der Stationären 
Altenhilfe. Vor diesem Hintergrund trat die SPG bereits im August 2022 mit den Kostenträgern 
in Sondierungsgespräche ein mit dem Ziel, Möglichkeiten und Grenzen einer Berücksichtigung 
der in den Vergütungen des Jahres 2022 nicht refinanzierten überproportionalen Sachkosten-
steigerungen im Pflegesatzverfahren für das Jahr 2023 auszuloten. Dabei bestand zwischen 
SPG und Kostenträgern Einvernehmen darüber, dass eine Kündigung der Pflegesätze gemäß 
§ 85 Abs. 7 SGB XI mit einer unterjährigen Neuverhandlung im Interesse der Heimbewohner 
soweit wie möglich vermieden und stattdessen die in den Pflegesätzen des Jahres 2022 nicht 
refinanzierten Sachkostensteigerungen im Rahmen des Vergütungsverfahrens für den Pflege-
satzzeitraum 2023 berücksichtigt werden. 
 
Die Gespräche mit den Kostenträgern gestalteten sich konstruktiv und lösungsorientiert; 
kontraproduktiv wirkte sich jedoch die Tatsache aus, dass die von der Bundespolitik 
beschlossenen Maßnahmen meist nur eine kurze zeitliche Gültigkeit aufwiesen. Diese 
Kurzfristigkeit der auf politischer Ebene beschlossenen Maßnahmen hatte wiederholt zur 
Konsequenz, dass die zwischen SPG und Kostenträgern getroffenen Absprachen wenige Zeit 
später schon wieder obsolet wurden. 
 
Nach einer Vielzahl von Sondierungsgesprächen, AG-Sitzungen und Verhandlungsrunden 
konnte schließlich Ende des Jahres 2022 zwischen SPG und Kostenträgern Einvernehmen 
über das Verfahren sowie die Eckpunkte der Pflegesatzverhandlungen für den Vergütungs-
zeitraum 2023 erzielt werden: Vor dem Hintergrund der außerordentlich großen Unsicherheit 
sowohl hinsichtlich der Tariflohnentwicklung als auch hinsichtlich der Sachkostensteigerung 
des Jahres 2023 verständigten sich SPG und Kostenträger auf ein zweistufiges Verfahren 
wie folgt: 
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(1) Bei den Personalkosten wird für die tarifgebundenen Träger zunächst eine Steigerung 

in Höhe von 5,85 % geltend gemacht; die Laufzeit der auf dieser Basis kalkulierten 
Pflegesätze wird bis zum 30. Juni 2023 befristet. Sofern die tatsächliche Personalkos-
tensteigerung des Jahres 2023 hiervon abweicht, erfolgt zum 1. Juli 2023 eine auf das 
gesamte Jahr 2023 bezogene Korrektur. 
 

(2) Bei den Sachkosten erfolgte für das Jahr 2022 eine Korrektur der bisher in den Pflege-
sätzen nicht refinanzierten überproportionalen Steigerungen; als Sachkostensteige-
rung für das Jahr 2023 wird von einer Prognose in Höhe von 8,25 % ausgegangen. 
Diese Kostenansätze erfolgten unter der Voraussetzung, dass das „Rettungspaket“ der 
Bundesregierung die Stationären Altenhilfeeinrichtungen vollständig von Energiemehr-
kosten entlastet; sollte sich diese Annahme im Laufe des Jahres 2023 als unzutreffend 
herausstellen, sieht das zwischen SPG und Kostenträgern abgestimmte Kalkulations-
schema die Möglichkeit einer gesonderten Darstellung der Energiemehrkosten vor. 
 

Nach Überzeugung der SPG wurde durch dieses zweistufige Verfahren eine faire Aufteilung 
des Risikos auf die Vertragspartner erreicht. 
 
 
2. Umsetzung der neuen Personalbemessungssystems gemäß § 113c 

SGB XI 
 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 wird ein neues bundesweit geltendes Personalbemessungs-
system gemäß § 113c SGB XI in Kraft treten; hieraus resultiert eine grundsätzliche Neukon-
zeption der von den Stationären Altenhilfeeinrichtungen vorzuhaltenden Personalstruktur. 
Wesentliche Änderung ist die gemäß § 113c SGB XI vorgesehene Differenzierung der 
Mitarbeiter entsprechend ihres Qualifizierungsniveaus in Fachkräfte, Assistenzkräfte sowie 
Pflegekräfte ohne Ausbildung. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass nach Überzeugung 
der SPG die gesetzlich vorgesehenen Personalhöchstwerte gemäß § 113c SGB XI angesichts 
des bereits bestehenden Mangels an Pflegefach- sowie -hilfskräften im Saarland faktisch nicht 
flächendeckend umsetzbar sein werden, trat die SPG bereits im Dezember 2021 mit den 
Kostenträgern in Gespräche über Möglichkeiten und Grenzen der Vereinbarung einer 
realistischen landeseinheitlichen Personalverpflichtung ein. Der Vorschlag der SPG, 
wonach sich die Vertragsparteien im Vorfeld der Umsetzung des § 113c SGB XI zunächst ein 
realistisches Bild über den aktuellen Ist-Stand der personellen Besetzung in den 
Stationären Altenhilfeeinrichtungen im Saarland verschaffen, wurde von den Kostenträgern 
befürwortet. Zu diesem Zweck beauftragte die Verhandlungskommission eine kleine AG aus 
Vertretern der SPG sowie der Kostenträger mit der Konkretisierung der Vorbereitungen der 
geplanten Datenerhebung; dabei erfolgte eine Verständigung auf einen Katalog von 
Kriterien, welche Gegenstand der Datenerfassung sein sollen. 
 
Die Datenerhebung startete Mitte des Jahres 2022; die Einrichtungen wurden gebeten, die 
von ihnen ausgefüllten Erhebungsblätter bis zum 15. Juli 2022 an ihren Spitzenverband zu 
übermitteln. Nach mehreren Plausibilitätsprüfungen sowie Bereinigungen des Datenrücklaufs 
um nicht repräsentative „Spezialeinrichtungen“ wurden die Daten von ca. 70 % der Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen in die Auswertung einbezogen. Die erfassten Auswertungsergebnisse 
bestätigen die Annahme, dass im Saarland aktuell nicht nur ein Mangel an Pflegefachkräften, 
sondern auch an Hilfs- und Assistenzkräften besteht; vor dem Hintergrund dieser Tatsache 
werden Möglichkeiten und Grenzen geprüft, um langjährig berufserfahrene Pflegekräfte ohne 
Ausbildung durch zielgerichtete Schulungen so zu qualifizieren, dass sie dem Qualifikations-
niveau QN 3 zugeordnet werden können. 
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Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung eines sachgerechten Personalschlüssels hat die 
SPG gegenüber den Kostenträgern ihre Überlegungen vorgestellt, wonach auch künftig ein 
weitestgehend pflegegrad-unabhängiger Personalschlüssel auf Landesebene vereinbart 
werden soll; seitens der Kostenträger wurde bereits die grundsätzliche Zustimmung zu dieser 
Strategie signalisiert. 
 
Die Verhandlungen über die Umsetzung des neuen Personalbemessungssystems gemäß 
§ 113c SGB XI werden im ersten Halbjahr 2023 mit hoher Intensität fortgesetzt. Ziel ist es, die 
Verhandlungen bis Mai 2023 abgeschlossen zu haben, sodass der entsprechend weiterent-
wickelte saarländische Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI für die Leistungen der Stationären 
Pflege gemäß § 43 SGB XI zum 1. Juli 2023 in Kraft treten kann. 
 
 
3. Abstimmung landeseinheitlicher Muster-Versorgungsverträge für die 

Vollstationäre Pflege sowie die solitäre Kurzzeitpflege 
 
Bereits im Jahr 2021 verständigten sich SPG und Kostenträger darauf, im Vorfeld der 
Umsetzung des „Gesetzes zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (GVWG)“ 
Muster-Versorgungsverträge für die Vollstationäre Pflege zu erarbeiten. Hintergrund ist die mit 
dem GVWG bewirkte Neuregelung, wonach ab dem 1. September 2022 nur noch Träger von 
Pflegeeinrichtungen einen Versorgungsvertrag erhalten, welche entweder an einen 
Tarifvertrag gebunden oder angelehnt sind oder sich am „regional üblichen Entlohnungs-
niveau“ orientieren. Für die SPG begründete diese gesetzliche Neuregelung insofern 
Handlungsbedarf, als in der Vergangenheit die Zulassung zur Pflege lediglich durch 
einseitige Mitteilung der Landesverbände der Pflegekassen im Einvernehmen mit den örtlichen 
Sozialhilfeträgern erfolgte; schriftliche Versorgungsverträge wurden jedoch niemals 
abgeschlossen. 
 
Um diese Regelungslücke zu schließen, beauftragten die Vertragspartner auf Landesebene 
eine kleine AG aus Vertretern der SPG und der Kostenträger, den Vorschlag eines Muster-
Versorgungsvertrages für die Vollstationäre Pflege sowie für die Kurzzeitpflege zu erarbeiten. 
Die AG tagte im ersten Halbjahr 2022 mit hoher Intensität; dabei ergaben sich keine signifi-
kanten Konfliktpunkte zwischen SPG und Kostenträgern. In der letzten Sitzung vom 4. Mai 
2022 konnte innerhalb der kleinen AG Einvernehmen über den Text eines auf die Regelungen 
des GVWG angepassten Muster-Versorgungsvertrages erzielt werden. Der Vorstand hat den 
von den Mitgliedsverbänden vertretenen Stationären Altenhilfeeinrichtungen sowie den 
Einrichtungen der solitären Kurzzeitpflege empfohlen, die von den Kostenträgern mit diesem 
Inhalt vorgelegten Versorgungsverträge zu unterzeichnen. Somit konnte im Jahr 2022 eine 
jahrelange Regelungslücke geschlossen werden. 
 
 
4. Fortschreibung der Vergütungszuschläge für zusätzliche Betreuung und 

Aktivierung gemäß § 43b SGB XI 
 
Die Vergütungszuschläge für zusätzliche Betreuung und Aktivierung gemäß § 43b SGB XI 
waren nicht Gegenstand des Vergütungsverfahrens für das Jahr 2022. Da jedoch auch die in 
den Stationären Einrichtungen eingesetzten zusätzlichen Betreuungskräfte von Personal-
kostensteigerungen betroffen waren, verständigten sich SPG und Pflegekassen auf eine 
Fortschreibung der Vergütungszuschläge um 3,0 % vom 1. April bis 31. Dezember 2022. 
Auf diese Weise konnte die Refinanzierung der für die Lebensqualität der Heimbewohner 
wichtigen Betreuung und Aktivierung auch im Jahr 2022 sichergestellt werden. Ab dem Jahr 
2023 wird seitens der Vertragspartner wieder eine Laufzeit jeweils vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember eines Jahres angestrebt. 
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5. Verbesserung der medizinischen Versorgung von Bewohnern Stationärer 

Altenhilfeeinrichtungen – Projekt „SaarPHIR“ sowie „Akut-Arzneimittel-
vorrat – AAV“ 
 

 
Das im April 2018 in der Pilotregion Saarbrücken gestartete und zum 1. April 2019 auf die 
übrigen Landkreise ausgeweitete Projekt „Saarländische PflegeHeimversorgung Integriert 
Regelhaft – SaarPHIR“, welches vom Innovationsfonds beim „Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (GBA)“ gefördert wurde, ist zum 31. März 2022 ausgelaufen, ohne dass eine Strategie 
zur Überführung der Strukturen und Prozesse in die Regelversorgung entwickelt werden 
konnte. Der ursprünglich von den teilnehmenden Ärzten angestrebte Abschluss von Verträgen 
gemäß § 140a SGB V scheiterte am Widerstand der Krankenkassen; stattdessen empfahlen 
die Projektpartner den Abschluss von Verträgen gemäß § 119b SGB V. Im Jahr 2022 wurden 
von ca. 10 Stationären Altenhilfeeinrichtungen § 119b-Verträge abgeschlossen; diese 
umfassen jedoch nicht das komplette, im Projekt SaarPHIR für die Versorgungsgemein-
schaften verbindlich vorzuhaltende Leistungsspektrum. 
Ende März 2022 hatten sich die Mitglieder des Lenkungsgremiums darauf verständigt, die 
monatlichen Treffen bis auf Weiteres ruhen zu lassen und zunächst die Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Evaluation durch die Hochschulen abzuwarten.  
 
Auch für das Modellprojekt „Akut-Arzneimittelvorrat – AAV“ konnten keine Perspektiven 
hinsichtlich einer Fortführung oder gar Ausweitung entwickelt werden. Seitens des 
zuständigen Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie wurden erhebliche 
Bedenken gegen die Modellkonzeption insbesondere unter juristischen Gesichtspunkten 
vorgetragen, sodass nach Einschätzung der Mitglieder des Lenkungsgremiums weitere 
Initiativen als „aussichtslos“ bewertet wurden.  
 
Unabhängig von den fehlenden Perspektiven für eine Überführung in die Regelversorgung 
bewertete der Vorstand der SPG das Projekt SaarPHIR dennoch als „positiv“: Die Schaffung 
von stabilen Kommunikationsstrukturen hat sich für die teilnehmenden Einrichtungen sowie 
ihre Bewohner insbesondere in der Coronapandemie als Vorteil erwiesen; vor diesem 
Hintergrund sind die SaarPHIR-Einrichtungen überwiegend bestrebt, diese Kommunikations-
strukturen auch nach dem Auslaufen der Modellförderung aufrecht zu erhalten. 
 
 

II. Förderung des Grundsatzes „Ambulant vor Stationär“ 
 
1. Sicherstellung und Weiterentwicklung der Strukturen im Bereich der 

Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 

1.1 Vereinbarung auskömmlicher Vergütungen für die Leistungen der 
Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI für den Entgeltzeitraum 2023 

 
Die unter Punkt I.1 dargestellte Problematik der im Jahr 2022 überproportional gestiegenen 
Sachkosten sowie der den Vergütungszeitraum 2023 betreffenden extremen Prognoseun-
sicherheit hinsichtlich der zu erwartenden Personal- und Sachkostensteigerungen betraf in 
analoger Weise auch den Bereich der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI. Zwischen SPG 
und Kostenträgern konnte Einvernehmen darüber erzielt werden, dass die Punktwerte für die 
Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI auch für den Entgeltzeitraum 2023 
soweit wie möglich nach dem verbandsweise geführten „Vereinfachten Vergütungsverfahren“ 
verhandelt werden. Hinsichtlich des Vergütungsverfahrens sowie der zu berücksichtigenden 
Eckpunkte erfolgt dabei soweit wie möglich eine Orientierung an der für den Vollstationären 
Bereich vereinbarten Konzeption; konkret bedeutet dies:  
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(1) Im Rahmen eines zweistufigen Verfahrens wird für die tarifgebundenen Träger eine 
Personalkostensteigerung in Höhe von 5,85 % geltend gemacht; die daraus 
resultierende Punktwertvereinbarung hat eine Laufzeit bis (mindestens) zum 30. Juni 
2023. Sollte die tatsächliche Personalkostensteigerung des Jahres 2023 davon 
abweichen, erfolgt eine Korrektur zum 1. Juli 2023 für den kompletten Vergütungs-
zeitraum 2023. 
 

(2) Bei den Sachkosten wurden die spezifischen Besonderheiten der Ambulanten 
Dienste insofern berücksichtigt, als die überproportionale Steigerung der Kraftstoff- 
sowie Wartungskosten gesondert erfasst wurde. 

 
Nach Einschätzung der Verhandlungspartner konnte mit der getroffenen Verfahrensverein-
barung auch für den Ambulanten Bereich eine angemessene Aufteilung des Risikos auf die 
Vertragspartner erreicht werden. 
 
 
1.2 Anpassung der Versorgungsverträge an die durch das GVWG bewirkte 

neue Rechtslage 
 
Wenngleich im Gegensatz zum Bereich der Voll- und Teilstationären Pflege in der Ambulanten 
Pflege im Saarland in der Vergangenheit Versorgungsverträge zwischen den Kostenträgern 
und dem jeweiligen Ambulanten Dienst abgeschlossen wurden, so bestand vor dem 
Hintergrund der Regelungen des GVWG zur Tarifbindung dennoch die Notwendigkeit, auch 
die Versorgungsverträge „Ambulant“ an die zum 1. September 2022 geltende neue Rechtslage 
anzupassen. Eine AG aus Vertretern der SPG sowie der Kostenträger hat zu diesem Zweck 
einen Muster-Versorgungsvertrag erarbeitet, welcher den neu gegründeten Ambulanten 
Diensten vorgelegt wird. Für bestehende Ambulante Dienste wurde ein Nachtrag zum 
Versorgungsvertrag entwickelt, welcher die durch das GVWG bewirkten Neuregelungen 
beinhaltet; Ziel dieser Verfahrensweise war es, den bürokratischen Aufwand für bestehende 
Ambulante Dienste zu minimieren. 
 
Der Vorstand der SPG hat den von den Mitgliedsverbänden vertretenen Ambulanten Diensten 
empfohlen, die von den Kostenträgern vorgelegten Versorgungsverträge bzw. Nachträge 
zum Versorgungsvertrag mit dem zwischen SPG und Kostenträgern abgestimmten Inhalt zu 
unterzeichnen. Auf diese Weise konnte eine landesweit einheitliche Verfahrensweise zur 
Anpassung der Versorgungsverträge an die neue Rechtslage sichergestellt werden. 
 
 
1.3 Weiterentwicklung der vom Landespflegeausschuss empfohlenen 

Muster-Pflegeverträge 
 
Bereits im Jahr 2018 beschlossen die Mitglieder des Landespflegeausschusses, den vom 
Landespflegeausschuss empfohlenen Muster-Pflegevertrag für die Ambulante Pflege gemäß 
§ 36 SGB XI an die aktuelle Gesetzes- bzw. Vertragslage anzupassen; eine kleine AG aus 
Vertretern der SPG, der Kostenträger sowie des Ministeriums wurde beauftragt, einen 
Vorschlag zu entwickeln. Da in der Folge SPG und Kostenträger in Verhandlungen über die 
Weiterentwicklung des Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der 
Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI einschließlich des Leistungskomplexverzeichnisses 
eintraten, verständigten sich die Mitglieder der AG darauf, zunächst den Abschluss der 
Rahmenvertragsverhandlungen abzuwarten und auf der Grundlage des neuen Rahmenver-
trages einen aktualisierten Muster-Pflegevertrag zu entwickeln. 
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Nachdem die Rahmenvertragsverhandlungen zum Abschluss gebracht werden konnten, war 
die Thematik Gegenstand der Sitzung des Landespflegeausschusses am 17. Mai 2022. Auf 
der Grundlage der von den Mitgliedern des Landespflegeausschusses vorgetragenen 
Anregungen wurde der Muster-Pflegevertrag schließlich als gemeinsame Empfehlung des 
Landespflegeausschusses den Ambulanten Diensten sowie den ambulant versorgten 
Pflegebedürftigen zur Anwendung empfohlen. Vor dem Hintergrund der geringen Transparenz 
über die relevanten gesetzlichen sowie vertraglichen Regelungen insbesondere auf Seiten der 
Pflegebedürftigen wurde durch diese gemeinsame Empfehlung ein Beitrag zum Verbraucher-
schutz geleistet. 
 
 
1.4 Weiterentwicklung der Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI 

über das Verfahren von Vergütungsverhandlungen für die Leistungen der 
Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 

 
Seit dem Jahr 2019 steht die SPG in Verhandlungen mit den Kostenträgern über eine 
Weiterentwicklung der Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über das Verfahren 
von Vergütungsverhandlungen für die Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI. 
Seitens der Kostenträger wurde bemängelt, dass die aktuell gültige Rahmenvereinbarung nur 
eine geringe Regelungsdichte aufweist; Regelungsbedarf sehen die Kostenträger insbeson-
dere hinsichtlich der Formulierungen zum Nachweis der Einhaltung bzw. Anwendung 
tariflicher Bindungen sowie zum Nachweis der Orientierung am regional üblichen Entlohnungs-
niveau. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die „Nachweisrichtlinien“ im Jahr 2022 noch 
ausstanden, werden die Verhandlungen im Jahr 2023 fortgesetzt.  
 
Gegenstand der Verhandlungen über die Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI 
werden darüber hinaus die in der Rahmenvereinbarung benannten Anlagen  
 

 Kalkulation eines Punktwertes 
 

 Kalkulation einer Stundenvergütung 
 
sein; Ziel soll es sein, eine landesweit einheitliche sachgerechte Kalkulationsgrundlage für die 
Ambulanten Dienste zu vereinbaren. 
 
 
2. Realisierung des Rechtsanspruchs der Versicherten auf die gemäß den 

HKP-Richtlinien neu verordnungs- und abrechnungsfähig gewordenen 
Leistungen 

 
2.1 Leistung „Symptomkontrolle“ 
 
Bereits im Jahr 2021 trat die SPG mit den Krankenkassen in Verhandlungen über die durch 
Beschluss des „Gemeinsamen Bundesausschusses – GBA“ neu abrechnungs- und verord-
nungsfähig gewordene Leistung „Symptomkontrolle“ ein. Nach mehreren Verhandlungs-
runden konnte schließlich Verständigung über eine Ergänzungsvereinbarung zum 
Rahmenvertrag gemäß § 132a SGB V erzielt werden; Kerninhalt dieser Ergänzungsverein-
barung ist die Regelung der Anforderungen an die Strukturqualität der Leistungsanbieter. 
Konkret verständigten sich die Verhandlungspartner auf die Regelungen zur Qualifikation des 
von den Leistungsanbietern eingesetzten Personals wie folgt: 
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(1) Verpflichtung zur Beschäftigung einer „Verantwortlichen Koordinationskraft“ mit 

einer abgeschlossenen Weiterbildung „Palliativ Care“ im Umfang von mindestens 160 
Stunden, welche mit einem Beschäftigungsumfang von mindestens 0,5 VK beim 
Ambulanten Dienste eingestellt sein muss. Dieses Beschäftigungsvolumen ist jedoch 
nicht ausschließlich für die im Zusammenhang mit der Symptomkontrolle erforderliche 
Koordination vorzuhalten, sondern kann bei Bedarf auch in anderen Bereichen einge-
setzt werden.  
 

(2) Verpflichtung zur Vorhaltung von mindestens einer weiteren sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten Pflegefachkraft, welche eine Basisschulung im Umfang von 
24 Stunden sowie eine jährliche Schulung im Umfang von acht Stunden entsprechend 
dem zwischen SPG und Krankenkassen abgestimmten Curriculum nachweisen muss. 

 
Nachdem mit dieser Ergänzungsvereinbarung nach Überzeugung der SPG sachgerechte 
Regelungen zur Sicherstellung der Strukturqualität für die Erbringung der Leistung „Symptom-
kontrolle“ geschaffen werden konnten, traten SPG und Krankenkassen im Laufe des Jahres 
2022 in Verhandlungen über eine angemessene Vergütung dieser Leistung ein. Ziel der 
Vertragspartner war es zunächst, eine für alle Ambulanten Dienste landeseinheitliche 
Vergütung der Leistung zu vereinbaren. Im Laufe der Verhandlungen zeigte sich jedoch, dass 
als Folge der zum Teil extrem unterschiedlichen Strukturen der Ambulanten Dienste die 
Kalkulation einer für alle Ambulanten Dienste einheitlichen Vergütung faktisch nicht darstellbar 
ist. Vor dem Hintergrund dieser Tatsache korrigierte die SPG ihr Verhandlungsziel insofern, 
als sie die Verständigung über ein einheitliches Kalkulationsschema anstrebte, welches für 
alle Ambulanten Dienste die Grundlage einer sachgerechten Vergütung für die Leistung 
„Symptomkontrolle“ sein kann. Zwischen SPG und Krankenkassen konnte schließlich 
Einvernehmen über die Struktur sowie wesentlichen Eckpunkte dieses Kalkulationsschemas 
erzielt werden. Da eine Vielzahl vergütungsrelevanter Daten jedoch einrichtungsindividuell 
unterschiedliche Ansätze aufweisen, wird die Vereinbarung einer Vergütung für die Leistung 
„Symptomkontrolle“ somit Gegenstand der Einzelverhandlungen der Ambulanten Dienste im 
Bereich des SGB V sein.  
 
Mit diesem Minimalkonsens konnte im Jahr 2022 zumindest die Grundlage dafür geschaffen 
werden, dass der Rechtsanspruch der Versicherten im Saarland auf Erbringung der Leistung 
„Symptomkontrolle“ realisiert werden kann. 
 
 
2.2 Leistungen „An- und Ablegen ärztlich verordneter Bandagen und 

Orthesen“ 
 
Zu den als Folge der Änderung der HKP-Richtlinien neu verordnungs- und abrechnungsfähig 
gewordenen Leistungen gehört auch die Leistung „An- und Ablegen ärztlich verordneter 
Bandagen und Orthesen“. Während zwischen SPG und Krankenkassen bereits zu Beginn der 
Verhandlungen im Jahr 2022 Einvernehmen über den Text einer Leistungsbeschreibung 
erzielt werden konnte, gestalteten sich die Verhandlungen über eine sachgerechte Vergütung 
außerordentlich schwierig. Das Angebot der Krankenkassen, wonach sich die Vergütung als 
Mischkalkulation aus den Vergütungen für die Leistung „An- und Ausziehen von Kompres-
sionsstrümpfen“ einerseits sowie „Stützende und stabilisierende Verbände“ andererseits 
hergeleitet wird, konnte von der SPG unter fachlichen Gesichtspunkten nicht mitgetragen 
werden. Der Vorschlag der SPG, wonach für die Leistung „An- und Ablegen ärztlich 
verordneter Bandagen und Orthesen“ der gleiche Preis vereinbart wird wie für die Leistung 
„Stützende und stabilisierende Verbände“, war auf Seiten der Krankenkassen nicht konsens-
fähig.  
 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Chance auf eine kompromissweise Einigung nicht 
erkennbar war, erklärte die SPG die Verhandlungen über die Vergütung der Leistung Ende 
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des Jahres 2022 für „beendet“. Die Vergütung für die Leistung „An- und Ablegen ärztlich 
verordneter Bandagen und Orthesen“ wird somit im Saarland künftig ebenfalls auf dem Weg 
der Einzelverhandlungen vereinbart. 
 
 
2.3 Leistung "Interstitielle Glukosemessung“ 
 
Ende des Jahres 2022 trat die SPG mit den Krankenkassen in Verhandlungen über die durch 
die Änderung der HKP-Richtlinien ebenfalls neu verordnungs- und abrechnungsfähig 
gewordenen Leistung "Interstitielle Glukosemessung“ ein. Der Vorschlag der SPG, wonach 
die Leistung in die drei Teilleistungen 
 

 ermittelten Wert ablesen 
 

 Sensorwechsel incl. der Koppelung mit dem Gerät 
 

 Kalibrierung als Bedarfsleistung 
 
untergliedert wird, wurde von den Krankenkassen grundsätzlich als „konsensfähig“ beurteilt 
und insoweit mitgetragen. Im nächsten Schritt wird die SPG diesen Werten sachgerechte 
Minutenwerte zuordnen, welche Grundlage der Kalkulation zur Vergütungsfindung sein 
werden.  
 
Die Verhandlungen über die Leistung "Interstitielle Glukosemessung“ werden auf dieser 
Grundlage im ersten Halbjahr 2023 fortgesetzt. 
 
 
2.4 Leistung „Versorgung chronischer und schwer heilender Wunden“ 
 
Wenngleich seitens der Versicherten ein Rechtsanspruch auf die Leistung „Versorgung 
chronischer und schwer heilender Wunden“ besteht, so wurde die Frage der Anforderungen 
an die Strukturqualität der Leistungserbringer zwischen den Krankenkassen und den 
Verbänden der Leistungsanbieter zunächst auf Bundesebene kontrovers diskutiert. Nachdem 
Ende des Jahres 2022 die strittige Frage der strukturellen Qualitätsanforderungen durch einen 
Schiedsspruch geklärt werden konnte, verständigten sich SPG und Krankenkassen darauf, 
nunmehr in Verhandlungen über die Beschreibung sowie Vergütung der Leistung einzutreten. 
In Vorbereitung dieser Verhandlungen hat die SPG den Krankenkassen zunächst ihre 
Positionierungen sowie eine Auflistung der aus ihrer Sicht noch zu klärenden Fragen 
übermittelt, welche Grundlage der Verhandlungen sein werden. 
 
Angesichts der Komplexität der Materie ist zu erwarten, dass die Verhandlungen über die 
Leistung „Versorgung chronischer und schwer heilender Wunden“ im Jahr 2023 mit hoher 
Intensität geführt werden. 
 
 
3. Schaffung einer Rechtsgrundlage zum sachgerechten Einsatz von Pflege-

assistenten für ausgewählte Leistungen der Häuslichen Krankenpflege 
gemäß § 37 SG V 

 
Zum 31. August 2022 hat die erste Kohorte der zweijährig (konkret: 23 Monate) ausgebildeten 
Pflegeassistenten im Saarland ihre Ausbildung abgeschlossen. Für die Erbringung von 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V ergab sich aus dieser Situation 
insofern Regelungsbedarf, als die Formulierungen des saarländischen Rahmenvertrages 
gemäß § 132a SGB V über die Erbringung von Leistungen der Häuslichen Krankenpflege 
gemäß § 37 SGB V vorsahen, dass die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege grund-
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sätzlich nur von examinierten Pflegefachkräften mit dreijähriger Ausbildung erbracht werden 
dürfen; lediglich ausgewählte Leistungen der „Einfachen Behandlungspflege“ können 
entsprechend der zwischen SPG und Krankenkassen vereinbarten Protokollnotiz auch von 
einjährig examinierten Altenpflege-/Krankenpflegehelfern mit einer entsprechenden Fortbil-
dung erbracht werden.  
 
Da die Berufsgruppe der Pflegeassistenten mit zweijähriger Ausbildung im aktuellen 
Rahmenvertrag nicht abgebildet ist, trat die SPG mit den Krankenkassen in Gespräche über 
Möglichkeiten und Grenzen des Einsatzes dieser Berufsgruppe für ausgewählte Leistungen 
der Häuslichen Krankenpflege ein. Zur fachlichen Vorbereitung der Verhandlungen hat die 
SPG das Curriculum der Pflegeassistenzausbildung analysiert und auf dieser Grundlage 
konkrete Leistungen identifiziert, welche von Pflegeassistenten aufgrund ihrer Ausbildung 
erbracht werden können.  
 
Nachdem die Krankenkassen den Vorschlag der SPG dem Medizinischen Dienst zur 
fachlichen Bewertung vorgelegt hatten, verständigten sich SPG und Krankenkassen 
schließlich darauf, dass Pflegeassistenten mit zweijähriger Ausbildung über den Katalog 
derjenigen Leistungen hinausgehend, welche auch von den einjährig ausgebildeten und 
entsprechend fortgebildeten Alten-/Krankenpflegehelfern erbracht werden dürfen, weitere 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege erbringen können. Konkret dürfen folgende 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege von nach saarländischem Landesrecht ausgebil-
deten Pflegeassistenten durchgeführt werden: 
 
Nr. gemäß Preis-
Leistungs- Verzeichnis 
des § 132a SGB V 

Leistungsbeschreibung 

 

Nr. 10 

Nr. 11 

Nr. 16a 

Nr. 16b 

Nr. 17 

Nr. 18 

Nr. 19 

Nr. 21 

Nr. 26 

Nr. 31 

Nr. 31 

 

Blutdruckmessung 

Blutzuckermessung 

Wechsel einer ärztlich verordneten s.c. Infusion (kein Anlegen) 

Entfernen einer ärztlich verordneten s.c. Infusion 

Inhalation 

s.c. Injektionen 

Injektionen richten zur Selbstapplikation 

Auflegen von Kälteträgern 

Medikamente verabreichen (kein Richten) 

Abnehmen von Kompressionsverbänden  

An- und Ausziehen von Kompressionsstrümpfen/-strumpfhose 

 
Darüber hinaus dürfen Pflegeassistenten auch die gemäß dem Preis-Leistungs-Verzeichnis 
vereinbarten Leistungen der Grundpflege sowie der Hauswirtschaftlichen Versorgung wie 
folgt erbringen: 
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Nr. gemäß Preis-
Leistungs- Verzeichnis 
des § 132a SGB V 

Leistungsbeschreibung 

 

Nr. 2 

Nr. 3 

Nr. 4 

Nr. 5 

 

Ausscheidungen 

Ernährung 

Körperpflege 

Hauswirtschaftliche Versorgung 

 
Zur Schaffung von Rechtssicherheit schließen die Partner des Rahmenvertrages gemäß 
§ 132a SGB V eine Ergänzungsvereinbarung zum Rahmenvertrag ab, in welcher diejenigen 
Leistungen dokumentiert sind, die von Pflegeassistenten mit zweijähriger Ausbildung erbracht 
werden dürfen. 
 
Mit dieser Regelung, die zum 1. März 2023 in Kraft tritt, wird auch für diejenigen Pflegeassis-
tenten, welche nicht den „Durchstieg“ in die verkürzte generalistische Pflegefachausbildung 
wählen, die Möglichkeit geschaffen, in Ambulanten Diensten Leistungen entsprechend ihrer 
Qualifikation zu erbringen. Vor dem Hintergrund des sich verschärfenden Fachkräftemangels 
wird durch diese Regelung darüber hinaus ein Beitrag zur Sicherstellung der Versorgung der 
Patienten mit Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V im Saarland 
geleistet. 
 
 
4. Rechtssichere Umsetzung der neuen Rechtslage zur „Vakanzzeitrege-

lung“ 
 
Entsprechend der bisherigen Regelung in den HKP-Richtlinien sieht § 3 Abs. 4 des aktuell 
geltenden saarländischen Rahmenvertrages gemäß § 132a SG V über die Erbringung von 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V vor, dass die Krankenkassen 
die Kosten für von den Ambulanten Diensten erbrachte, von den Krankenkassen aber nicht 
genehmigte ärztlich verordnete Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V 
bis zum Eingang der Ablehnung unter der Voraussetzung übernehmen, dass die Verordnung 
am dritten des der Ausstellung folgenden Arbeitstages den Krankenkassen vorliegt. Durch die 
Neufassung dieser Vakanzzeitregelung auf Bundesebene wurde die Vorlagefrist auf vier 
Tage verlängert, sodass die Regelungen des saarländischen Rahmenvertrages in diesem 
Punkt die bundesgesetzliche Regelung nicht mehr zutreffend abbildeten. 
 
Zur Schaffung von Rechtssicherheit haben sich SPG und Krankenkassen auf eine 
Ergänzungsvereinbarung zum Rahmenvertrag gemäß § 132a SGB V verständigt, welche 
eine Anpassung der rahmenvertraglichen Regelungen auf Landesebene an die Neuregelung 
auf Bundesebene beinhaltet. 
 
 
5. Modellvorhaben gemäß § 64d SGB V zur Heilkundeübertragung 
 
Durch den neuen § 64d SGB V hat der Gesetzgeber erstmalig die Möglichkeit zur Übertragung 
von Heilkundeaufgaben geschaffen. Die SPG hat sich mit der PflegeGesellschaft Rheinland-
Pfalz darauf verständigt, gemeinsam mit Hessen ein bis zwei Modellprojekte hierzu durchzu-
führen.  
 
Im Dezember 2022 erfolgte die Benennung der Mitglieder der gemeinsamen AG durch den 
Vorstand der SPG; die AG wird im ersten Halbjahr 2023 ihre Arbeit aufnehmen. 
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III. Weiterentwicklung des Angebotes im Bereich der Teilstationären  
     Pflege 
 
1. Erhebung und Auswertung relevanter Zahlen, Daten und Fakten in der 

Tagespflege 
 
Mit dem Ziel der Schaffung von Transparenz über vergütungsrelevante Zahlen, Daten und 
Fakten in den Einrichtungen der Tagespflege entwickelte die SPG bereits im Jahr 2019 eine 
Erhebungsdatei; die Rückläufe der Datenerhebung wurden im Jahr 2021 ausgewertet. Im Jahr 
2022 wurde die Auswertung des verfügbaren Datenmaterials weiterentwickelt; Ziel war es, 
aussagefähige Kennziffern zu generieren. Da ein Teil dieser Kennziffern nicht nur von den 
Tagespflegeeinrichtungen zur Vorbereitung ihrer Pflegesatzverhandlungen verwendet werden 
kann, sondern darüber hinaus auch für die fachpolitische Diskussion von großem Interesse 
ist, beschloss der Vorstand, die im Rahmen des „Monitoring Tagespflege“ erhobenen Zahlen 
zu differenzieren in Daten,  
 

 welche im internen Bereich nur den Mitgliedern der SPG zugänglich sind 
 

 welche im öffentlichen Bereich eingesehen werden können. 
 
Perspektivisch ist geplant, diese Daten jährlich zu erfassen und fortzuschreiben, sodass neben 
Erkenntnissen über die aktuelle Situation im Bereich der Tagespflege auch Prognosen über 
die Entwicklung der Infrastruktur im Bereich der Versorgung mit Leistungen der Tagespflege 
gemäß § 41 SGB XI getroffen werden können. 
 
 
2. Sachgerechte Fortschreibung des Fahrtkostenanteils  
 
Die im Jahr 2018 in Kraft getretene Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über 
das Verfahren von Vergütungsverhandlungen in der Teilstationären Pflege gemäß § 41 
SGB XI sieht eine Differenzierung der Fahrtkosten in einen fixen sowie einen variablen 
Anteil vor; Ziel dieser Systematik war es sicherzustellen, dass in den Fällen, in denen Gäste 
den Fahrdienst der Tagespflegeeinrichtungen nicht in Anspruch nehmen, der zu zahlende 
Pflegesatz um den variablen Anteil der Fahrtkosten gekürzt werden kann. Zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Rahmenvereinbarung wurden die Werte für den variablen Anteil der 
Fahrtkosten in den beiden Tarifzonen mit 1,00 € bzw. 1,50 € für die einfache Fahrt beziffert; 
gleichzeitig vereinbarten die Vertragspartner, dass diese Werte nach drei Jahren auf ihre 
Angemessenheit überprüft werden. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass sowohl die 
Kraftstoffkosten als auch die Kosten für Reparatur und Instandhaltung überproportional 
gestiegen sind, trat die SPG mit den Kostenträgern im Jahr 2022 in Verhandlungen über eine 
Anpassung des variablen Teils der Fahrtkosten auf der Grundlage der tatsächlichen 
Kostenentwicklung ein.  
 
Zwischen den Vertragspartnern konnte schließlich Einvernehmen darüber erzielt werden, dass 
der variable Anteil der Fahrtkosten mit Wirkung zum 1. Januar 2023  
 

 von 1,00 € auf 1,50 € je einfache Fahrt in Zone 1 
 

 von 1,50 € auf 2,25 €je einfache Fahrt in Zone 2 
 

fortgeschrieben wird. Mit dieser Anpassung wurde ein Schritt vollzogen, um die Finanzierung 
des Fahrdienstes der Tagespflegeeinrichtungen auf eine solide Grundlage zu stellen. 
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3. Schaffung von Rechtssicherheit durch die Empfehlung von Muster-
Versorgungsverträgen 

 
Die unter Punkt I.3 für den Vollstationären Bereich dargestellte Notwendigkeit, als Folge der 
durch das GVWG ab dem 1. September 2022 bewirkten Neuregelungen Muster-Versorgungs-
verträge zu entwickeln, traf in analoger Weise auch für die Tagespflege zu. Die Verhandlungen 
zwischen SPG und Kostenträgern über einen Muster-Versorgungsvertrag für die 
Einrichtungen der Tagespflege verliefen zielorientiert und konfliktfrei. 
 
Durch Beschlussfassung des Vorstands empfahlen die Mitgliedsverbände der SPG den von 
ihnen vertretenen Tagespflegeeinrichtungen, die Verträge mit dem zwischen SPG und Kosten-
trägern abgestimmten Inhalt bei Vorlage durch die Kostenträger zu unterzeichnen. 
 
 

IV. Maßnahmen zur Sicherung des Pflegekräftebedarfs 
 
1. Ausbildungszahlen in der Pflegeausbildung 
 
Während seit der Einführung der Umlage in der Altenpflegefach- sowie Altenpflegehilfeausbil-
dung im Jahr 2011 im Saarland die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
kontinuierlich gestiegen ist, musste im Ausbildungsjahr 2022/23 eine rückläufige Entwick-
lung festgestellt werden:  
 

1) Die Zahl der in der Pflegeassistenzausbildung zum 1. Oktober 2022 von den Einrich-
tungen der Altenhilfe neu abgeschlossenen Verträge ist gegenüber dem Vorjahr um 
18,5 % zurückgegangen. Die Verteilung auf die Sektoren der Altenhilfe stellt sich wie 
folgt dar: 

 
                 Sektor 

Schuljahr 
Ambulant Teilstationär Stationär Summe 

2020/21 60 5 171 236 
2021/22 66 2 186 254 
2022/23 40 3 164 207 

 
Über die Zahl der Pflegeassistenten, welche ihren Ausbildungsvertrag mit einem Krankenhaus 
abgeschlossen haben, sind keine verlässlichen Daten verfügbar; nach Angaben der 
Saarländischen Krankenhausgesellschaft bleibt die Zahl jedoch deutlich hinter der von den 
Einrichtungen der Altenhilfe gemeldeten Ausbildungsplatzzahlen zurück. Somit muss festge-
stellt werden, dass die neue Pflegeassistenzausbildung quantitativ noch immer keine 
vollständige Kompensation für die ausgelaufene einjährige Altenpflegehilfeausbildung 
leisten kann. 
 

2) Auch in der generalistischen Pflegefachausbildung war hinsichtlich der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge eine rückläufige Tendenz festzustellen, von 
welcher alle Sektoren betroffen waren:  
 

                Ausbildungs- 
betrieb 

Schuljahr 

Kranken- 
haus 

Ambulanter 
Dienst 

Teilstationäre 
Pflegeeinrichtung 

Stationäre 
Pflegeeinrichtung 

Summe 

2020/21 636 82 3 253 974 
2021/22 547 89 1 249 886 
2022/23 520 76 1 223 820 
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Angesichts des perspektivisch weiter steigenden Bedarfs sowohl an Pflegefach- als auch an 
Pflegeassistenzkräften sieht die SPG die dringende Notwendigkeit, gemeinsam mit allen 
relevanten Akteuren Strategien zur Steigerung der Auszubildendenzahlen in der Pflegeaus-
bildung zu entwickeln und umzusetzen. 
 
 
2. Identifizierung von Maßnahmen zur Reduzierung von Ausbildungsab-

brüchen  
 
Neben dem Rückgang der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge musste im 
Jahr 2022 auch eine hohe Abbrecherquote in der generalistischen Pflegefachausbildung 
festgestellt werden: Während sich die Quote der Ausbildungsabbrüche in der ehemaligen 
Altenpflegefachausbildung im Jahresdurchschnitt konstant zwischen 12 und 14 % bewegte, 
lag die Abbrecherquote in der generalistischen Pflegefachausbildung bei ca. 30 %. Um 
detailliertere Informationen über die Hintergründe des Ausbildungsabbruches zu gewinnen, 
nimmt die Mitarbeiterin der „Koordinierungsstelle Pflegeausbildung“, Frau Elisabeth HEIM, in 
Abstimmung mit dem Ministerium seit Anfang des Jahres 2022 bei Bekanntwerden von 
Ausbildungsabbrüchen mit den betroffenen Betrieben telefonisch Kontakt auf.  
 
Bis zum 1. August 2022 wurde seitens der Koordinierungsstelle in 117 Fällen von Ausbildungs-
abbrüchen Kontakt mit dem Ausbildungsbetrieb aufgenommen; die strukturierte Auswertung 
der Ergebnisse stellt sich wie folgt dar: 
 
Abbrüche nach Einrichtungsart (seit Anfang 2022) 
 

 Pflegeheim Ambulanter Dienst Krankenhaus Summe 

absolut 41 6 70 117 
in % der Ausbil-
dungsabbrüche 

35,04 % 5,13 % 59,83 % 100 % 

 
Angaben zum Ausbildungsabbruch 
 

 Auflösung erfolgte in der Probezeit 

 ja nein Summe 

absolut 83 34 117 
in % 70,94 % 29,06 %  
 Die Auflösung erfolge auf Initiative  

 des Betriebs des Azubis beiderseits Summe 

absolut 47 62 8 117 
in % 40,17 % 52,99 % 6,84 %  
 Gründe für die Auflösung (Mehrfachnennungen möglich) 

 absolut in % 
verhaltensbedingt 23 19,66 % 
Gründe, die in der 
Person liegen 35 29,91 % 

familiäre Situation 3 2,56 % 
finanzielle Situation 1 0,85 % 
falsche Berufswahl 12 10,26 % 
allgemeine Überfor-
derung/mangelnde 
Leistung 

23 19,66 % 

unbekannt 10 8,55 % 
Konflikte mit dem 
Ausbildungsbetrieb 1 0,85 % 

Sprachkompetenz 6 5,13 % 
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 absolut in % 
schulische Überfor-
derung 9 7,69 % 

 
Hätte die Auflösung aus Sicht des Betriebes vermieden werden können? 
 

 nein ja bedingt 

absolut 97 0 4 
in % 96,04 %  3,96 % 

 
Die Auswertung wird laufend fortgeschrieben und von den Mitgliedern des „Gemeinsamen 
Ausschusses Pflegeausbildung Saarland – GAPS“ (SPG, SKG, GFP sowie Interessenvertre-
tung Pflegeschulen) bewertet; Ziel ist es, für die Ausbildungsbetriebe Handlungsfelder zur 
Reduzierung von Ausbildungsabbrüchen zu identifizieren. 
 
 
3. Klärung relevanter Fragen im Zusammenhang mit dem Durchstieg von 

Pflegeassistenten in die generalistische Pflegeausbildung 
 
3.1 Entwicklung eines Muster-Ausbildungsvertrages für die Durchstiegs-

ausbildung 
 
Gemäß § 12 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) besteht für Pflegeassistenten mit abge-
schlossener Ausbildung die Möglichkeit, unter Anerkennung der im Rahmen der Pflegeassis-
tenz absolvierten Ausbildungsinhalte in das zweite Jahr der generalistischen Pflegeausbildung 
einzusteigen (sogenannte „Durchstiegsausbildung“). Zur Schaffung von Rechtssicherheit für 
alle Beteiligten hat die SPG den Vorschlag eines Muster-Ausbildungsvertrages für die Durch-
stiegsausbildung erstellt; Grundlage war der im Saarland empfohlene Muster-Ausbildungsver-
trag für die generalistische Pflegefachausbildung, welcher insbesondere um Regelungen 
betreffend die Anerkennung/Nicht-Anerkennung von bereits geleisteten Ausbildungsinhalten 
ergänzt wurde. Die SPG sowie der „Gemeinsame Ausschuss Pflegeausbildung Saarland – 
GAPS“ haben im September 2022 diesen Muster-Ausbildungsvertrag zur Anwendung 
empfohlen. 
 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass von der ersten Kohorte der Pflegeassistenten ca. 
40 % nach Abschluss ihrer Ausbildung den Durchstieg in das zweite Jahr der generalistischen 
Pflegefachausbildung gewählt haben, wird durch diesen Muster-Ausbildungsvertrag Rechts-
sicherheit sowohl für die Auszubildenden als auch für die Ausbildungsbetriebe geschaffen. 
Das Vertragsmuster ist auf der Internetseite der SPG veröffentlicht. 
 
 
3.2 Durchstieg von Pflegeassistenten mit öffentlicher Förderung in die 

generalistische Pflegeausbildung 
 
Entgegen der ursprünglichen Intention des Ministeriums beträgt die Dauer der Pflege-
assistenzausbildung keine vollen zwei Jahre, sondern lediglich 23 Monate. Diese Verkürzung 
war aus Sicht des Ministeriums notwendig, da gemäß § 81 Abs. 2 Nr. 2 SGB III bei einer 
Ausbildungsdauer von mehr als 23 Monaten bei Durchstieg in die verkürzte Pflegefachaus-
bildung keine Förderung durch die Bundeagentur möglich wäre. Da die Ausbildung in der 
Pflegeassistenz somit zum 31. August eines Jahres beendet ist, das Ausbildungsjahr in der 
generalistischen Pflegefachausbildung jedoch erst zum 1. Oktober beginnt, wurde die Frage 
aufgeworfen, wie in denjenigen Fällen des Durchstiegs von Pflegeassistenten in die generalis-
tische Fachausbildung zu verfahren ist, in denen die Pflegeassistenz-Auszubildenden eine 
Förderung durch die Bundesagentur bzw. durch das Jobcenter erhalten. Konkret war die Frage 
zu beantworten, wie der „24. Monat“ zwischen der Prüfung zur Pflegeassistenz und dem 
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Beginn des zweiten Ausbildungsjahres in der generalistischen Pflegefachausbildung 
überbrückt werden kann. 
 
Die „Koordinierungsstelle Pflegeausbildung“ hat hierzu einen Handlungsleitfaden erstellt; 
dieser wurde von der SPG im Juni 2022 gegenüber den Ausbildungsbetrieben kommuniziert. 
Somit besteht Klarheit darüber, wie eine Überbrückung des „24. Monats“ beim Durchstieg von 
Pflegeassistenten mit öffentlicher Förderung in die generalistische Pflegeausbildung 
sichergestellt werden kann. 
 
 

V. Schaffung von Transparenz über Zahlen, Daten und Fakten mit 
     pflegepolitischer Relevanz 
 
1. Weiterentwicklung des „Pflege Portals Saar“ 
 
Das „Pflege Portal Saar“, welches offiziell am 27. Oktober 2020 in einer Pressekonferenz der 
Öffentlichkeit vorgestellt wurde, erfuhr auch im Jahr 2022 eine Weiterentwicklung. Ende des 
Jahres 2022 stellte sich die Beteiligung am „Pflege Portal Saar“ wie folgt dar: 
 

Pflegeeinrichtungen 
Gesamtzahl der 
Einrichtungen 

Am Pflege Portal Saar 
nehmen teil 

absolut in % 
Vollstationär 161 123 76 % 
Kurzzeitpflege 155 118 76 % 
Tagespflege 64 47 73 % 
Ambulante Dienste 137 74 54 % 

 
Insbesondere in der Situation der Krankenhausüberleitung hat sich das „Pflege Portal Saar“ 
als ein Instrument erwiesen, welches einen wesentlichen Beitrag dazu leitet, dass die 
notwendige Versorgung von zur Entlassung anstehenden Krankenhauspatienten 
sichergestellt werden kann. Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass die im „Pflege Portal Saar“ 
dargestellten Zahlen, Daten und Fakten auch in der Fachöffentlichkeit auf ein hohes Interesse 
stoßen. 
 
 
2. Unterstützung des Ministeriums sowie des dip bei der Erstellung des 

neuen „Pflegeinfrastrukturberichts“ 
 
Im Rahmen seiner Verantwortung für die Planung der pflegerischen Infrastruktur gemäß § 
9 SGB XI hat das Saarland in den vergangenen Jahren einen Landespflegeplan erstellt und 
alle fünf Jahre fortgeschrieben; die letzte Fortschreibung erfolgte für die Jahre 2013 bis 2017. 
 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass der Landespflegeplan in der Vergangenheit faktisch 
keine steuernde Wirkung entfalten konnte und darüber hinaus der Informationsgehalt sehr 
gering war, hat das Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Gesundheit beschlossen, den 
Landespflegeplan nicht weiter fortzuschreiben und stattdessen einen umfassenden 
„Pflegeinfrastrukturbericht“ zu erstellen. Über den bisherigen Landespflegeplan hinausgehend 
soll dieser Pflegeinfrastrukturbericht auch die ambulante Versorgung umfassen und darüber 
hinaus qualitative Aussagen über den künftigen Personalbedarf der Pflegeeinrichtungen 
treffen. 
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Grundlage für den Pflegeinfrastrukturbericht bilden Zahlen, Daten und Fakten, welche vom 
„Deutschen Institut für angewandte Pflegeforschung – dip“ unter Leitung von Prof. ISFORT im 
Auftrag des Ministeriums erhoben werden. Hierzu wird das dip einen Fragebogen für die Voll- 
und Teilstationären Pflegeeinrichtungen sowie für die Ambulanten Dienste erstellen. 
 
Die SPG begrüßt grundsätzlich die Erhebung qualifizierter Zahlen, Daten und Fakten zur 
pflegerischen Infrastruktur im Saarland; vor dem Hintergrund dieser Einschätzung hat die SPG 
angeboten, ihre Expertise in die Konzeption des Erhebungsbogens einzubringen und das dip 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten bei dem Projekt zu unterstützten. 
 
 

VI. Mitwirkung mit den relevanten Akteuren gemäß § 3 Abs. 3 der 
      Satzung der SPG 
 
1. Mitwirkung bei der „Konzertierten Aktion Pflege Saar“ 
 
Der im Jahr 2016 auf Initiative des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
gegründete „Pflegepakt Saarland“, in welchem die SPG als Partner mitwirkte, wurde nach dem 
Regierungswechsel im Jahr 2022 von der neuen Landesregierung nicht mehr weitergeführt; 
an seine Stelle trat die von Minister Dr. JUNG initiierte „Konzertierte Aktion Pflege Saar“. Die 
Auftaktveranstaltung fand am 6. Dezember 2022 statt; in der Folge wurden sieben Arbeits-
gruppen gegründet, welche Möglichkeiten und Grenzen der Gewinnung zusätzlicher Pflege-
kräfte sowie der Minimierung der Zahl der Berufsaussteiger diskutieren sollen. 
 
Die SPG wirkt in den AGs im Rahmen ihrer personellen Kapazitäten mit. Nachdem weder der 
im Jahr 2012 gegründete „Pflegedialog“ noch der im Jahr 2016 gegründete „Pflegepakt 
Saarland“ konkrete Ergebnisse hervorgebracht haben, muss sich zeigen, ob die „Konzertierte 
Aktion Pflege Saar“ ein geeignetes Format zur Lösung der aktuellen Probleme in der 
pflegerischen Versorgung darstellen wird kann. 
 
 
2. Zusammenarbeit  mit der LIGA  der Freien Wohlfahrtspflege Saar gemäß 

§ 4 Abs. 4 der Satzung der SPG 
 
Gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung arbeitet die SPG mit der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege 
Saar zusammen. Konkret wird diese Zusammenarbeit durch die Funktion des 
Geschäftsführers der SPG als „LIGA-Koordinator“ realisiert; darüber hinaus nimmt der 
Geschäftsführer als ständiger Gast an den Sitzungen des LIGA-Hauptausschusses teil, um 
über die Schwerpunkte der Arbeit der SPG zu berichten und mit den Vertretern der Freien 
Wohlfahrtspflege aktuelle sozialpolitische Themen mit altenhilfespezifischem Bezug zu 
diskutieren.  
 
 
3. Mitwirkung in den relevanten „Netzwerken“ 
 
Die Zusammenarbeit der SPG mit allen relevanten Akteuren und Netzwerken, welche sich der 
Pflege als gesamtgesellschaftliche Aufgabe widmen, wurde auch im Jahr 2022 im Rahmen 
der Möglichkeiten fortgesetzt; dies waren insbesondere: 
 
(1) das im Jahr 2013 gegründete Demenz-Netzwerk 

 
(2) das im Jahr 2014 gegründete AAL-Netzwerk 

 
(3) das Wund-Netzwerk Saar 
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(4) Das „InfectioNetzwerk“ (ehemals: MRSA-Netzwerk). 
 
Konkret bedeutet diese Zusammenarbeit neben der Teilnahme an Fachtagungen auch die 
Weiterleitung von fachspezifischen Informationen an interessierte Organisationen, Personen 
und Institutionen. 
 
 
4. Mitwirkung in der Expertenrunde „Hospiz- und Palliativversorgung“ 
 
Mit Schreiben vom 14. November 2022 hat das Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und 
Gesundheit angekündigt, eine Expertenrunde „Hospiz- und Palliativversorgung“ einzuberufen. 
Ziel soll es sein, die Hospiz- und Palliativversorgung im Saarland weiterzuentwickeln und eine 
den Bedürfnissen gerechte Versorgung im Ambulanten und Stationären Bereich sicher-
zustellen. 
 
Der Bitte des Ministeriums folgend wird die SPG in der Expertenrunde mitwirken; die erste 
Sitzung wurde für Januar 2023 angekündigt. 
 
 
5. Beteiligung am SZ-Lesertelefon 
 
Auf Initiative der Verbraucherzentrale wurde bereits im Jahr 2005 bei der Saarbrücker Zeitung 
ein „Lesertelefon“ eingerichtet; Ziel war es, interessierte Leser über aktuelle Fragen mit 
verbraucherschutzrechtlicher Relevanz zu informieren. Neben der Verbraucherzentrale, dem 
Mieterbund, dem VdK sowie der Arbeitskammer beteiligt sich von Beginn an auch die SPG am 
Lesertelefon. 
 
Ungeachtet der in den letzten Jahren auf Landesebene aufgebauten Beratungsangebote wie 
z.B. den Pflegestützpunkten kann die unverändert hohe Anruferfrequenz beim Lesertelefon 
als ein Indiz dafür gewertet werden, dass die Vielzahl der Reformen der Pflegeversicherung 
mit ständig neuen, oftmals unkoordiniert nebeneinanderstehenden Leistungsansprüchen und 
-angeboten bei den Pflegebedürftigen sowie ihren Angehörigen einen hohen Beratungsbe- 
darf zur Folge hat. 
 
6. Zusammenarbeit mit der PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz 
 
Nachdem am 4. April 2019 die erste gemeinsame Vorstandssitzung der PflegeGesellschaft 
Rheinland-Pfalz und der Saarländischen Pflegegesellschaft stattfand, verständigten sich die 
Vorstände beider Pflegegesellschaften darauf, diese Form des gegenseitigen Austauschs 
fortzusetzen mit dem Ziel, Themen mit gemeinsamem Bezug zu erörtern und gegebenenfalls 
gemeinsam in die fachpolitische Diskussion einzubringen. 
 
Entsprechend dieser Absprache fand am 24. März 2022 eine weitere gemeinsame Vorstands-
sitzung statt; dabei wurde insbesondere ein engmaschiger Austausch von Informationen über 
die jeweiligen aktuellen Aktivitäten und Initiativen zwischen den Geschäftsstellen vereinbart. 
 
 
Saarbrücken, den 28. April 2023 
 
 
___________________      ___________________ 
Der Vorsitzende       Die Geschäftsführung 


